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1 Begründung
2
3 Am 21.11.2016 beschloss der Rat der Stadt Oberhausen für die Jahre 2017 und 2018 jeweils 
4 60.000,00 EUR für die psychosoziale Beratung von Flüchtlingen zur Verfügung zu stellen.
5 Hierzu soll mit dem  SPZ-Trägerverbund (Caritas, Diakonie und Intego gGmbH) ein Vertrag 
6 geschlossen werden. Dieser Vertrag ist in der Fortschreibung des Handlungskonzeptes Flüchtlinge in 
7 Oberhausen, Kapitel 5.6, hier: Gesundheitliche Versorgung von Flüchtlingen in Oberhausen 
8 (Maßnahmenplan) eingebettet. 
9

10 Die Psychosozialen Gesundheitszentren des SPZ-Trägerverbundes in Alt-Oberhausen, Osterfeld und 
11 Sterkrade leisten seit über 20 Jahren die Versorgung von jährlich rund 2000 Oberhausener 
12 Bürgerinnen und Bürger im Bereich der psychischen Gesundheit. Im Auftrag von unterschiedlichen 
13 Kostenträgern, u.a. der Stadt Oberhausen, erbringt der SPZ-Trägerverbund Basisangebote nach 
14 PsychKG/NW, ÖGDG/NW als auch die psychosoziale Betreuung und Suchtberatung nach SGB II / 
15 SGB XII. Um diese Leistungen sicher stellen zu können, arbeitet der SPZ-Trägerverbund in enger 
16 Kooperation mit (Fach)ÄrztInnen, PsychotherapeutInnen, Kliniken, kommunalen Diensten, Jobcenter, 
17 Beratungsstellen als auch Betrieben und Verwaltungen, Vereinen, Kirchengemeinden und 
18 Selbsthilfeorganisa-tionen zusammen. 
19 Die psychosoziale Beratung von Flüchtlingen wird analog der SGB II Beratung durchgeführt werden 
20 (Anlage 1 – Konzept).
21
22 Im November 2016 fand zur Klärung der formalen / vertraglichen Voraussetzungen im FB 3-4-10 ein 
23 gemeinsames Treffen mit den Vertretern des SPZ-Trägerverbundes und der Frauenberatungsstelle 
24 statt. Initiiert vom FB 3-4-10 wurde unter Beteiligung des SPZ-Trägerverbundes, des FB 4-6-10 und 
25 des FB 3-2-50/Asyl ein Vertragsentwurf erstellt (Anlage 2 – Vertragsentwurf). Das Jobcenter wurde zu 
26 beratenden Gesprächen einbezogen, da sich durch Änderung des Aufenthaltsstatus ein Wechsel in 
27 den Leistungsbereich des SGB II ergeben kann und somit auch ein Wechsel des Beratungskreises von 
28 der psychosozialen Beratung für Flüchtlinge in die psychosoziale Beratung SGB II ergeben kann. 
29
30 Der FB 3-2-50/Asyl SozialarbeiterInnen melden den Beratungsbedarf von Flüchtlingen beim 
31 Fachbereich 3-4-10 zur Abstimmung der Gewährung der Hilfeleistung. Zudem übernehmen sie die 
32 Vermittlung der Hilfesuchenden an die Vertreter des SPZ-Trägerverbundes. Im Rahmen eines 
33 Clearings wird der Hilfebedarf erhoben. Wenn eine Notwendigkeit festgestellt wird, erfolgt soweit 
34 möglich, eine Weitervermittlung  in bestehende Hilfsangebote (z. B. Frauen-, Drogen-, 
35 Erziehungsberatungsstelle etc.). Ergibt sich aus dem Clearing, dass ein Beratungsbedarf besteht und 
36 eine  Weitervermittlung nicht möglich ist, kann die Leistung zur psychosozialen Beratung  für 
37 Flüchtlinge beim FB 3-4-10 beantragt werden.
38
39 Anlage
40 Anlage 1 -> Konzept psychosoziale Beratung für Flüchtlinge
41
42 Anlage 2 -> Vertragsentwurf für die psychosoziale Beratung für Flüchtlinge



















 

 

Leistungsvereinbarung 
 

zwischen 
 

der Stadt Oberhausen, vertreten durch den Oberbürgermeister Daniel Schranz, 
sowie der Beigeordneten Sabine Lauxen  
 
      - im Folgenden „Stadt“ - 

 
und 

 
dem Caritasverband für die Stadt Oberhausen e. V., vertreten durch den 
Caritasdirektor Werner Groß-Mühlenbruch,  
dem Evangelischen Kirchenkreis Oberhausen, Diakonisches Werk Oberhausen, 
vertreten durch den Leiter Reinhard Harfst,  
der INTEGO Gemeinnützige Gesellschaft für Integration Oberhausen mbH, vertreten 
durch den Geschäftsführer Richard Höhmann-Rölle  

 
- im Folgenden „SPZ-Trägerverbund“ - 

 
 

§ 1 Gegenstand 
 

Gegenstand dieser Vereinbarung ist psychosoziale Betreuung von Personen, die die 
Anspruchsvoraussetzungen gem. § 1 Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) 
erfüllen. Personen, die unter die Bestimmungen des § 1a AsylbLG fallen sind von 
den nachstehenden Leistungen ausgeschlossen. Die Stadt zahlt dem SPZ-
Trägerverbund zur Erbringung der Leistungen Fallpauschalen. 
 
 

§ 2 Voraussetzungen für Leistungen zur psychosozialen Betreuung 
 

Der SPZ-Trägerverbund erbringt die Leistung der psychosozialen Betreuung des in § 
1 dieser Vereinbarung genannten Personenkreises, sofern eine schriftliche 
Zuweisung, ausgestellt durch den Bereich Gesundheitswesen, vorliegt. Die 
Zuweisung enthält Hinweise auf die Sprache der zu beratenden Person. Sollte die 
Sprache nicht durch die Mitarbeitenden des SPZ-Trägerverbundes abgedeckt 
werden, muss vor Beginn der Beratung Rücksprache mit dem Bereich Gesundheit 
gehalten werden. Der Bereich Gesundheit wird in Absprache mit den betreuenden 
Sozialarbeiter/-innen des Aufgabengebietes Asyl entsprechende Sprachmittler zur 
Verfügung stellen.  
 
 

§ 3 Ziel und Art der Leistungen der psychosozialen Betreuung 
 

Zur  Vermeidung der Chronifizierung von psychischen Störungen erhalten psychisch 
belastete Geflüchtete zeitnah  und niederschwellig  Zugang zu stabilisierenden 
Beratungs- und Betreuungsangeboten des SPZ-Trägerverbundes. Psychosoziale 
Hilfen werden als integrierte Leistungen innerhalb des SPZ-Trägerverbundes 
angeboten. Geeignete Kostenträger und Leistungserbringer werden einbezogen, um 



 

 

Hilfen aufeinander abzustimmen und Abbrüche zu vermindern. Die Hilfeleistung 
ergeht in Abstimmung mit dem Bereich 3-4 Gesundheitswesen.  
 
Die für zugewiesene Leistungsbeziehende zu erbringenden (aufsuchenden) 
Leistungen werden vom SPZ-Trägerverbund  in folgenden Modulen angeboten: 
 

 Clearing, 
Ausführliche psychosoziale Anamnese und Standpunktbestimmung des 
Klienten (2 Beratungsstunden). Sollte bei der psychosozialen Anamnese von 
Frauen eine Notwendigkeit der Traumabehandlung festgestellt werden, so ist 
die Hilfesuchende zur weiteren Betreuung  an die Frauenberatungsstelle zu 
verweisen. 

 

 Kurzberatung 
Durch motivierende Gesprächsführung werden notwendige Informationen zur 
gesellschaftlichen Teilhabe vermittelt. (3 Beratungsstunden). 
 

 Langzeitberatung 
Eine vertiefte Reflexion der Problematik des Klienten / der Klientin soll zur 
Erweiterung seiner Handlungskompetenz, zur Stärkung von 
Eigenverantwortlichkeit und zur Entwicklung von Handlungsalternativen 
führen. Gegebenenfalls ist der Klient / die Klientin durch Krisenintervention zu 
stützen oder in weiterführende Maßnahmen zu vermitteln (4-8 
Beratungsstunden). 

 

 Gruppentraining 
Die individuelle Beratung des Klienten / der Klientin kann durch Teilnahme an 
einem Gruppenangebot ergänzt oder ersetzt werden (4-8 Beratungsstunden 
bei 8 Teilnehmenden pro Berater/-in). 

 
Sollte festgestellt, werden, dass nach der Durchführung einer Beratung oder eines 
Trainings weitere Beratungen durch den SPZ-Trägerverbund notwendig sind, ist 
durch den Bereich 3-4 Gesundheitswesen die Gewährung weiterer Hilfen zu prüfen 
und ggf. zu bewilligen. 
 
 

§ 4 Vergütung der Leistungen psychosoziale Betreuung 
 

Die o. g. Leistungsmodule werden nach Fallpauschalen vergütet. Dabei betragen die 
Pauschalen für: 
 

 Clearing    100,00 € 

 Kurzberatung   150,00 € 

 Langzeitberatung   200,00 bis 400,00 € 

 Gruppentraining     55,00 € 
 
Durch den SPZ-Trägerverbund werden Terminversäumnisse umgehend an den 
Ansprechpartner / die Ansprechpartnerin des Bereiches 3-4 gemeldet. Durch die 
umgehende Information von Terminversäumnissen soll die Möglichkeit eines 
vorzeitigen Abbruchs der Beratung gering gehalten werden.  Bei vorzeitigem Abbruch 
durch den Klienten / die Klientin erfolgt eine Vergütung in Höhe von 50 % der 



 

 

Fallpauschale. Kosten für Dolmetscher, bzw. Sprachmittler können zusätzlich 
abgerechnet werden.  
 
Abrechnungsfähig ist ein Höchstbetrag von 60.000,00 EUR je Kalenderjahr.  
 
Die Stadt gewährt einen vierteljährlichen, im Voraus fälligen Abschlag auf die 
abrechnungsfähigen Kosten in Höhe von 10.000 EUR pro Quartal, der zur internen 
Verteilung einheitlich an INTEGO ausgezahlt wird. Die Zahlung erfolgt jeweils zum 
15.01., 15.04., 15.07. und 15.10. eines Jahres. Die Abrechnung erfolgt jährlich bis 
zum 31. März des darauffolgenden Jahres durch INTEGO für den gesamten SPZ-
Trägerverbund. Sie muss personenbezogen sein. Dabei ist jede Person mit Name, 
Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, Dauer der Beratung leistungsrechtlichem 
anzugeben. In der Abrechnung sind die Personen getrennt nach ihrem Zugang 
auszuweisen. 
 

 
§ 5 Dokumentation der Leistungen psychosoziale Betreuung 

 
Der SPZ-Trägerverbund erstellt über die durchgeführte Beratung mit dem 
Klienten/der Klientin einen Abschlussbericht. Der Abschlussbericht soll die 
Problemlage zu Beratungsbeginn, das Ergebnis nach Abschluss der Beratung und 
eine ggf. aus der Beratung  resultierende Empfehlung enthalten. Der 
Abschlussbericht ist unter Berücksichtigung der Schweigepflichtentbindung den 
zuständigen  Sozialarbeitern/Sozialarbeiterinnen des Fachbereiches 3-2-50/Asyl zu 
übermitteln. 
 
Die Betreuungen sind im Rahmen eines Wirksamkeitsdialogs zwischen dem 15. 
Oktober und dem 15. November des Jahres mit der Stadt – Fachbereich 3-4-10 / 
Psychiatriekoordination – zu erörtern und in einem anschließenden  Jahresbericht zu 
dokumentieren. Der Jahresbericht ist als Verwendungsnachweis anzusehen, der auf 
folgende Punkte eingehen muss: 
 

- Sozialdaten / Betreuungsdaten 
- Standorte / Einzugsgebiete / Sozialräume 
- Zielerreichung 
- Personal 
- Verwendung der Zuschüsse / Eigenleistung / Zuschüsse Dritter 

 
Der Jahresbericht muss spätestens zum 31.03. des Folgejahres vorliegen. 
 
Der SPZ-Trägerverbund teilt den zuweisenden Stellen das Fernbleiben von Klienten / 
Klientinnen und den Erfolg der Hilfen mit. 
 

 
§ 6 Qualität der Leistungen 

 
Der SPZ-Trägerverbund verpflichtet sich, alle Hilfesuchenden zu betreuen. Es gibt 
keine Ausschlusskriterien. Spezialisierungen zwischen den Einrichtungen des SPZ-
Trägerverbunds sind so abgesprochen, dass alle Bedürftigen zeitnah und 
niedrigschwellig Hilfen erhalten, sofern der festgesetzte Höchstbetrag dies zulässt. 
Sollte der Höchstbetrag bereits ausgeschöpft sein, so sind für das Folgejahr 



 

 

Wartelisten zu erstellen. Der SPZ-Trägerverbund stellt durch internes 
Personalmanagement sicher, dass die Leistungserbringung für zugewiesene 
Leistungsbezieher und Leistungsbezieherinnen nach dem AsylbLG an allen 
Standorten gleichmäßig und in ausreichendem Maße durch geeignetes 
Fachpersonal erfolgt. Eine regelmäßige Fortbildung des Fachpersonals ist durch den 
SPZ-Trägerverbund sicherzustellen. Zweimal jährlich initiiert der Bereich 3-4 
Gesundheitswesen mit Beteiligung des SPZ-Trägerverbundes eine begleitende 
Evaluation. 
 
 

§ 7 Wirtschaftlichkeit 
 

Der SPZ-Trägerverbund verpflichtet sich bei der Ausgestaltung seiner Arbeit die 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Leistungsfähigkeit zu beachten. 
 
 

§ 8 Datenschutz 
 

Der SPZ-Trägerverbund verpflichtet sich zur Wahrnehmung des Sozialgeheimnisses 
und zur Einhaltung der sozialdatenschutzrechtlichen Bestimmungen. 
 
 

§ 9 Prüfrecht 
 

Der Stadt steht ein umfassendes Prüfrecht im Hinblick auf Qualität und 
Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung sowie Einhaltung des Datenschutzes zu. 
Eine Prüfung ist vorher schriftlich anzukündigen. Der SPZ-Trägerverbund hat den 
Zugang zu allen erforderlichen Unterlagen zu ermöglichen. 
 
 

§ 10 Rückforderung 
 

Gewährte Fallpauschalen können, soweit diese nicht bzw. nicht im Sinne der 
Vereinbarung verwandt worden sind, ganz oder teilweise von der Stadt Oberhausen 
zurückgefordert werden. 
 
 

§ 11 Salvatorische Klausel 
 

Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieser Vereinbarung oder Teile von ihnen 
unwirksam sein oder werden, ist im Zweifel anzunehmen, dass die Vereinbarung im 
Übrigen weiterhin gültig sein soll. 
 
An Stelle der unwirksamen Bestimmung werden die Vertragspartner dann eine 
solche setzen, die wirksam ist und dem ursprünglich Gewollten möglichst nahe 
kommt. 
 
Bei Änderung von Gesetzen und Verordnungen, die sich auf diese Vereinbarung 
auswirken, wird vereinbart, in angemessener Frist Verhandlungen über eine ggf. 
notwendige Anpassung aufzunehmen. 
 



 

 

Änderungen, Nebenabreden und Ergänzungen zu diesem Vertrag sowie dessen 
Kündigung bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Dies gilt auch für die 
Aufhebung dieses Schriftformerfordernisses. 
 
 

§ 12 Laufzeit, Kündigung 
 

Diese Vereinbarung wird mit Wirkung zum 01.01.2017 geschlossen und endet am 
31.12.2018.  
 
 
 
 
Oberhausen, den _______________  Oberhausen, den ________________ 
 
 
Stadt Oberhausen     SPZ-Trägerverbund: 
Der Oberbürgermeister  
       Caritas Verband Oberhausen 
 
 
 
Daniel Schranz     Werner Groß-Mühlenbruch 
 
 
Dezernat 4 Umwelt, Gesundheit,   Diakonisches Werk Oberhausen 
ökologische Stadtentwicklung  
und –planung       
In Vertretung 
 
 
 
Sabine Lauxen     Reinhard Harfst 
 
 
       INTEGO gGmbH 
 
 
 
       Richard Höhmann-Rölle 
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